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den Programmpunkte festzustellen, zu untersuchen und zu diskutieren hätte, so 
dass auch wir in der Lage wären, längere Zeit vor Abhaltung der Konferenz 
unsere Position zu schildern und unsere Anträge zu begründen. Wir lehnen uns 
hiebei, auch wörtlich, an ein Gutachten an, welches Herr Prof. Meili in Zürich im 
Juni 1909 Ihrem Departemente über «die Stellung der Schweiz zu der Haager 
Konvention über die Vormundschaft betr. Minorenne» erstattet hat und wovon 
Ihr Departement uns einen Auszug zu überlassen die Güte hatte.2 Auch Herr 
Minister Carlin hat übrigens schon im Juni 1911 beim Politischen Departement 
die Bestellung einer Kommission angeregt und dabei namentlich den Gedanken 
ausgesprochen, der Herrn Meili ebenfalls vorschwebt, die Schweiz möchte sich 
mit ändern europäischen Mittel- und Kleinstaaten über die Programmpunkte der 
nächsten Friedenskonferenz ins Einvernehmen setzen. Wir fragen uns nun, ob es 
angezeigt sei, zur Vorbereitung der Friedenskonferenz eine spezielle Kommis­
sion einzusetzen, oder ob nicht vielmehr eine grössere Kommission zu bilden 
wäre, welche sowohl internationale Konferenzen zur Regelung von Verhältnis­
sen des Völkerrechtes (z.B. Friedenskonferenz) als solche zur Schaffung von 
internationalem Privatrecht (z.B. Vormundschaftskonvention) vorzubereiten 
hätte und die sich dann in Subkommissionen nach Spezialitäten gliedern könnte.

Wir wären Ihnen für eine Ansichtsäusserung besonders dankbar.

2. Nicht abgedruckt.
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Mitbericht des Bundespräsidenten und Vorstehers des Politischen Departementes, 
E. Müller, zum Antrag des Handels-, Landwirtschafts­

und Industrie departementes vom 11. Januar 1913

Internationaler Arbeiterschutz Bern, 22. Januar 1913

Das Industriedepartement beantragt die Einberufung einer neuen Arbeiter­
schutzkonferenz, welcher folgende Fragen Behufs Abschlusses eines neuen 
internationalen Übereinkommens unterbreitet werden sollen:

I. das Verbot der industriellen Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter;
II. die Festsetzung einer Arbeitsdauer von höchstens zehn Stunden für die in 

der Industrie beschäftigten Frauen und jugendlichen Arbeiter.
Über die Frage, ob diese Programmpunkte jetzt schon sozusagen spruchreif 

seien und ob sich die zu begrüssenden Regierungen geneigt zeigen möchten, auf 
einen diesbezüglichen Vorschlag des Bundesrates einzugehen, kann sich das 
Politische Departement ohne vorherige Sondierungen durch unsre Vertreter im 
Auslande nicht aussprechen; ein solches Sondieren hält aber das Industriedepar­
tement gerade für überflüssig. Wir möchten dieser Ansicht nicht entgegentreten, 
da mit diesem Departement wohl angenommen werden darf, dass «sich die 
folgenden Etappen leichter ergeben werden, nachdem der Grundsatz verwirk-
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licht worden ist» und dass die Arbeiterschutz-Vereinigung und das internationale 
Arbeitsamt in Basel, die beständig mit den kompetentesten Persönlichkeiten des 
Auslandes in Berührung stehen, im Falle sind, sich über diese Opportunitätsfra­
ge Rechenschaft zu geben; sie würden eine neue Konferenz nicht anregen, wenn 
vorauszusehen wäre, dass diese von Seiten des Auslandes auf unüberwindlichen 
Widerstand stossen würde. Auch die gespannte internationale Lage scheint uns 
keinen Grund zu bieten, um aus allgemein politischen Rücksichten auf die 
Einberufung einer Konferenz zu verzichten. Bis zum Zusammentritt der Dele­
gierten wird sich der Horizont wohl geklärt haben oder es sind dann Verhältnisse 
eingetreten, welche den friedlichen Verkehr der Völker überhaupt ins Stocken 
bringen, die aber nicht im Voraus schon ihren Schatten auf diesen Verkehr 
werfen dürfen.

Dass die Schweiz die Initiative in dieser Sache ergreift, scheint uns angesichts 
der Rolle, die ihr bisher zukam, vollkommen gerechtfertigt.

In mehr formeller Hinsicht ist zu bemerken, dass wohl auch diesmal eine 
fachmännische Konferenz einer spätem diplomatischen wird vorausgehen müs­
sen, wie dies vom Industriedepartement vorgeschlagen wird. Im Besondern 
glauben wir aber darauf hinweisen zu sollen, dass die den ausländischen Regie­
rungen für Erteilung einer Antwort gestellte Frist von einem Monat viel zu kurz 
ist. Diese Regierungen müssen doch auch ihre Experten und die interessierten 
Kreise zu Rate ziehen. Es ist überhaupt im internationalen Verkehr wenig 
üblich, solche peremtorische Fristen für die Beantwortung ähnlicher Anfragen zu 
setzen; es sollte u. E. nur um eine baldige Rückäusserung ersucht werden. Da ein 
Datum für den Zusammentritt der Konferenz vorgeschlagen wird, so liegt schon 
darin eine genügende Fristansetzung, an die sich die Regierungen halten müssen. 
Übrigens will uns auch scheinen, dass es kaum möglich sein wird, die vorberaten­
de Konferenz schon im nächsten Monat Mai abzuhalten; zwischen der ersten 
Eröffnung an die Regierungen und dem Zusammentritt der Konferenz sollte 
doch wohl ein Zeitraum von mindestens einem halben Jahre liegen.

Zum Schlüsse möge noch auf eine Kleinigkeit aufmerksam gemacht werden: 
da das dem Antrage beigegebene Projekt einer Note an die Minister des Äussern 
fremder Regierungen gerichtet ist, so sollte irgendwo im Kontexte die Titulatur: 
«Exzellenz» Vorkommen, z. B. im viertletzten Alinea, wo statt: «Wir unterbrei­
ten Ihnen den Antrag» ... gesagt werden könnte: «Wir unterbreiten Eurer 
Exzellenz den Antrag» ... (Nous soumettons à Votre Excellence la proposition 
etc. ...). Wir beantragen:

Es sei die Note an die auswärtigen Regierungen im Sinne obiger Ausführun­
gen zu ändern, in der Meinung, dass der Bundesrat zuvor auf Antrag des 
Industriedepartements einen späteren Termin für den Zusammentritt der fach­
männischen Konferenz festsetze.1

1. A m  31. Januar 1913 beschloss der Bundesrat, die europäischen Staaten zu  einer weiteren A rb eite r­
schu tzkon feren z einzuladen. D ie  K on ferenz fa n d  am  15 .-25 . Septem ber 1913 in Bern statt. D as 
Ergebnis war die A usarbeitung von  G rundzügen  zw eier Ü bereinkom m en betreffend V erbot der  
industriellen N ach tarbeit jugendlicher A rbeiter  und betreffend Festsetzung einer H öchstarbeitszeit fü r  
die in der Industrie beschäftigten A rbeiterinnen und jugendlichen A rbeiter. D er B undesrat schlug den
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Das Unterzeichnete Departement stimmt vorstehendem Mitbericht bei und 
beantragt, im Text des Rundschreibens statt Mai «September» zu setzen und die 
Frist für die Antwort mit zwei Monaten statt einem zu bemessen.

Das Ansetzen einer Frist überhaupt entspricht früherer Übung in gleicher 
Sache.

Bern, 25. Januar 1913.
Schweizerisches Industrie-Departement 
Schulthess

beteiligten Regierungen vor, zwecks Umwandlung der Übereinkommen zu Verträgen eine diplom ati­
sche Konferenz auf den 3. September 1914 nach Bern einzuberufen. Der Krieg verhinderte die 
Abhaltung und damit auch die Ausführung der Berner Beschlüsse von 1913.
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Der schweizerische Handelsagent in Shanghai, M. Winteler, 
an den Vorsteher des Post- und Eisenbahndepartementes, L. Forrer

PB handschriftlich Shanghai, 12. Februar 1913

Mit meinem Briefe vom 31. Dezember1 habe ich Ihnen mitgeteilt, dass ich 
mich im Laufe des Januar nach Peking begeben würde, um Herrn Liou-Tseng- 
Tsiang, dem chinesischen Minister des Auswärtigen, Ihren Brief zu übergeben 
und mich gleichzeitig vorzustellen.2

Von diesem Besuche, der insgesamt 19 Tage beanspruchte, bin ich vor 
wenigen Tagen zurückgekehrt, und ich gestatte mir nun, Ihnen darüber Rapport 
zu erstatten.

Minister Liou ist leider immer noch etwas leidend. Trotz seiner Indisposition, 
die ihm vorübergehend den Empfang von Besuchen nicht gestattete, empfing er 
mich am dritten Tage nach meiner Ankunft in seiner Privatwohnung im Ministe­
rium des Auswärtigen. Von Beginn der Unterredung an bis zum Ende, war sein 
Ton ein herzlicher und seine Sprache eine offene, ganz im Gegensatz zu der 
selbstbewussten und zurückhaltenden Art und Weise der meisten Mandarine 
unter dem alten Régime. Er war sichtlich erfreut, Erinnerungen aufzufrischen: 
seine verschiedenen Besuche in der Schweiz, namentlich sein Aufenthalt in 
Genf, während des Internationalen Kongresses des Roten Kreuzes, und derjeni­
ge in Bern, anlässlich der Missionsreise Tuan Fang’s. Mit nicht zu verkennender 
Verehrung sprach er dann von Ihnen selbst und den schweizerischen Institutio­
nen. Unter anderem unterhielten wir uns in eingehender Weise über das Schweiz. 
Schulwesen, dessen Vorzüge er anerkannte; und damit war das Thema auch auf 
die Entsendung von Studenten nach der Schweiz, sowie die Anstellung von

1. Nicht ermittelt.
2. Annex.
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